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1 Einleitung 
„DRV Bund: Hälfte der Altersrenten liegt unter Grundsicherungsniveau. Da 
gibt es nichts zu beschönigen: Nach den Statistiken der Deutschen 
Rentenversicherung Bund liegen etwa die Hälfte aller Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung unter Grundsicherungsniveau, für 
Frauen im Wesen sind es mehr als zwei Drittel. Gleichzeitig ist aus den 
Daten der Bundesagentur für Arbeit zu entnehmen, dass immer mehr 
Rentner einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Das dies aus Gründen der 
Selbstverwirklichung einer gesünderen Rentnergeneration resultiert – wie 
teilweise behauptet wird- ist höchst fragwürdig. Mit 812000 Minijobber 
über 65 Jahren und 128000 über 74 Jahren –einen Anstieg um mehr als 
ein Drittel seit 2003- lässt sich berufliche Selbstverwirklichung schwer 
begründen. Viel mehr steckt dahinter die finanzielle Not, bei der 
drastischen Absenkung der Renten, die Lebensexistenz zu sichern und 
den bitteren Gang zum Sozialamt zu verhindern. Die Wiederherstellung 
der dynamischen Altersrenten zur Sicherung des Lebensstandards sowie 
die Reregulierung der Arbeitsbedingungen einschließlich auskömmlicher 
gesetzlicher Mindestlöhne sind dringende Gebote, denen sich die Parteien 
zumal in einem Wahljahr stellen müssen.“1 
 
Der Artikel von Ursula Engelen-Käfer vom 11.06.2013 beschreibt ihrer 
Sicht nach die Ausgangssituation der Altersarmut vor der Bundestagswahl 
2013. Fraglich ist, ob die Bekämpfung der Altersarmut und die zentralen 
Ursachen durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz verbessert 
werden konnten, oder inwieweit das Thema Altersarmut eine Rolle im 
Hinblick auf den Gesetzgebungsprozess gespielt hat.  
Die vorliegende Bachelorarbeit beschäftigt sich genau mit dieser 
Fragestellung. Zur Untersuchung des Gesetzgebungsprozesses wurde 
der Policy-Cycle gewählt.  
Im ersten Kapitel wird das Thema Altersarmut erläutert. Der Begriff 
Altersarmut wird definiert und im Anschluss werden die Methoden der 
                                            
1http://www.engelen-kefer.de/2013/soziales/drv-bund-haelfte-der-altersrenten-liegt-unter-
grundsicherungsniveau/,[23.03.2015]. 
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Armutsmessung erklärt. Die Ursachen der Altersarmut werden im sowie 
außerhalb des Rentenversicherungssystem dargelegt, um die 
Entwicklungen der Altersarmut zu verstehen.  
Im zweiten Kapitel wird die Policy-Analyse definiert. Hierbei wird auf ihren 
Ursprung und deren Entwicklung eingegangen. Des Weiteren wird der 
Policy - Cycle vorgestellt und die einzelnen Schritte, die später im 
wissenschaftlichen Teil Anwendung finden, erläutert.  
Das dritte Kapitel befasst sich mit dem Gesetzgebungsprozess des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes unter dem Aspekt der Vermeidung der 
Altersarmut. Hierbei werden die einzelnen Schritte des 
Gesetzgebungsprozesses untersucht, um ein schlüssiges Ergebnis zu 
erlangen, inwieweit Altersarmut thematisiert oder warum dieses Gesetz 
überhaupt verabschiedet wurde.  
 
2 Altersarmut 
Laut einer Darstellung des statistischen Bundesamtes sind in Deutschland 
15,3% aller 65 Jährigen und älteren von Armut betroffen.2  
 
Abb. 1:Armutsrisiko in der Gesamtbevölkerung und von Personen im Alter ab 65 Jahren nach Regionen 
 
Quelle: http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.400058.de/12-21.pdf [05.03.2015]. 
In diesem Zusammenhang stellt sich nun die Frage, wie Altersarmut 
definiert wird. Zu beantworten ist in diesem Fall auch, wer letztendlich 
                                            
2https://www.destatis.de/DE/Methoden/Kolloquien/2013/Boersch_Supan.pdf?jsessionid=3
44593B59EA450C59D8625565D6046C1.?_blob=publicationFile,S.3 [08.02.2015]. 
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vorwiegend von Altersarmut betroffen ist und welche Faktoren bei 
Altersarmut eine wichtige Rolle spielen.  
 
2.1 Definition 
Armut resultiert aus sozialer Ungleichheit. 
Hierbei spielen Ressourcen bzw. Ballast aus Arbeitsbedingungen, 
Wohnsituation und Milieu, Ausgestaltung sozialer Geflechte und 
psychosoziale Kompetenzen eine große Rolle.3 
Als arm wird bezeichnet, wer seinen Lebensunterhalt nach dem 
Erwerbsleben nicht aus seinem Einkommen finanzieren kann.4 
Die Europäische Union weist zudem darauf hin, dass die Messung der 
Armut länderbezogen stattfindet. In Deutschland kommen im Hinblick auf 
die Armutsmessung zwei unterschiedliche Methoden in Betracht, die im 
Folgenden erläutert werden.  
 
2.2 Methoden der Altersarmutsmessung 
Von Armut wird gesprochen sofern das verfügbare Einkommen der 
Haushaltsmitglieder 60 Prozent des Durchschnittseinkommens 
unterschreitet5 (Pro-Kopf-Berechnung).  
Dabei ist zu beachten, dass das gesamte Haushaltseinkommen einer 
Person berücksichtigt werden muss. Eine Person, die eine niedrige Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, kann außerdem z.B. eine 
Pension aus der Beamtenversorgung beziehen. Die beiden Einkommen 
zusammengerechnet würde die Armutsschwelle wieder überschreiten.  
Die Berechnung der Armut wird in dieser Methode anhand der OECD-
Skala berechnet.  
                                            
3
 Vgl. Richter-Kornweitz, Antje, Gesundheitliche Ungleichheiten im Alter – ein 
Armutszeugnis in: Armut im Alter Probleme und Perspektiven der sozialen Sicherung, 
Christoph Butterwege, Gerd Bosbach, Matthias W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S. 
144-162, S. 144. 
4
 www.cecu.de/altersarmut.html [08.02.2015]. 
5
 Vgl. Bäcker, Gerhard, Schmitz, Jutta, Altersarmut und Rentenversicherung: Diagnosen, 
Trends, Reformoptionen und Wirkungen in Altern im sozialen Wandel: Die Rückkehr der 
Altersarmut, Claudia Vogel, Andreas Motel-Klingebiel (Hrsg.), Wiesbaden, 2013, S.25-53, 
S. 27. 
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Bei Anwendung der OECD Skala wird die Anzahl der im Haushalt 
lebenden Personen und deren Bedarfe mit dem gemeinsamen 
Einkommen ins Verhältnis gesetzt.   
Die Berechnung erfolgt, indem die erste volljährige Person mit 1,0 
berücksichtigt wird, jede zusätzliche Person über 14 Jahre mit 0,5 und 
Personen unter 14 mit 0,3 berücksichtigt werden.6  
Eine andere Methode der Armutsmessung im Alter ist die Messung am 
Grundsicherungsniveau.  
Allerdings ist es hier schwierig, einen einheitlichen Wert festzulegen, da 
aufgrund des Gesundheitszustandes und des Wohnraumes 
unterschiedliche Bedarfe zu erkennen sind. Bspw. sind Mieten in der 
Großstadt teurer als auf dem Land. Grundsätzlich ist zu erwähnen, dass 
die Regelbedarfe wie folgt aussehen: 
Alleinerziehende und Alleinstehende erhalten 399 Euro, erwachsene 
Haushaltsangehörige 320 Euro, zusammen lebende Ehegatten oder in 
eingetragener Lebenspartnerschaft jeweils 360 Euro, um die Ausgaben 
des täglichen Lebens (Lebensmittel, Bekleidung, Haushaltsgeräte) zu 
finanzieren.7 
Des Weiteren ist zu beachten, dass im Jahr 2007 65 Prozent der 
Einkommen in Rentenhaushalten aus der gRV stammten.8 Daraus kann 
man schließen, dass das Problem der Altersarmut deutlich an die 
Leistungsfähigkeit der RV gekoppelt ist. 
  
                                            
6
 Vgl. Bäcker, Gerhard, Schmitz, Jutta, Altersarmut und Rentenversicherung: Diagnosen, 
Trends, Reformoptionen und Wirkungen in Altern im sozialen Wandel: Die Rückkehr der 
Altersarmut, Claudia Vogel, Andreas Motel-Klingebiel (Hrsg.), Wiesbaden, 2013,S.25-53, 
S. 27. 
7www.deutsche-
rentenversicheurng.de/Allgemein/de/Inhalt/2_rente_reha/01_rente/04_in_der_rente/04_gr
undsicherung_bei_kleinstrenten/00_03_grundsicherung_regelsaetze.html, [12.02.2015]. 
8
 Vgl. Bäcker, Gerhard, Schmitz, Jutta, Altersarmut und Rentenversicherung: Diagnosen, 
Trends, Reformoptionen und Wirkungen in Altern im sozialen Wandel: Die Rückkehr der 
Altersarmut, Claudia Vogel, Andreas Motel-Klingebiel (Hrsg.), Wiesbaden, 2013,S. 25-53, 
S. 34. 
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2.3 Interne  Faktoren - Rentenreformen.  
Im Jahre 1957 wurde durch die Regierung unter Bundeskanzler Konrad 
Adenauer, CDU, das Umlageverfahren eingeführt.  
Ziel dieser Reform war es, den Lebensstandard im Alter zu sichern. Das 
Problem der Altersarmut sollte durch Mindestrenten, Grundbeträge und 
einer freiwillige Versicherung bekämpft werden.9 
Bundeskanzler Willy Brandt, SPD, und dessen Arbeits- und Sozialminister 
Walter Arndt setzten die von der FDP/SPD-Koalition beschlossene 
Rentenreform 1972 um. 
Inhalt der Reform war die Altersrente mit 63 für langjährig Versicherte 
ohne Abschläge, die Altersrente nach Mindesteinkommen und ein 
Babyjahr für Mütter. Zudem wurde eine gesetzliche Rente für 
Selbstständige und nicht erwerbstätige Frauen umgesetzt.  
Bei der Altersrente nach Mindesteinkommen handelt es sich um eine 
Rentenart, die Menschen mit besonders geringem Einkommen zu Gute 
kam, da ihre Entgeltpunkte auf 75 Prozent des Durchschnitts angehoben 
wurden.10 Diese Rente war ein entscheidender Schritt zur 
Altersarmutsvermeidung.  
Am 01.01.1992 trat das Gesetz zur Reform der gRV unter Bundeskanzler 
Helmut Kohl, CDU, in Kraft.  
Diese Reform sollte allerdings keine Verbesserungen für die Versicherten 
zur Vermeidung von Altersarmut enthalten. Das Leistungsniveau wurde 
gesenkt, die Anpassung der Renten fand nun netto- statt bruttobezogen 
statt. Des Weiteren wurde die Anrechnungszeit von Ausbildungszeiten 
gekürzt und die Altersrente nach Mindestentgeltpunkten komplett 
abgeschafft. 
                                            
9
 Vgl. Schmähl, Winfried, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Gesetzlichen 
Rentenversicherung: Verhinderung von Armut im Alter?, In: Armut im Alter, Probleme und 
Perspektiven der sozialen Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias 
W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S.42-64,S.46. 
10
 Vgl. Butterwegge, Christoph, Die Entwicklung des Sozialstaates, Reformen der 
Alterssicherung und die (Re-)Seniorinierung der Armut in Armut im Alter, Probleme und 
Perspektiven der sozialen Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias 
W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S. 13-41, S.16. 
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Die Altersgrenze für Frauen wurde außerdem schrittweise auf 65 Jahre 
angehoben. Zusätzlich wurde bei einem vorzeitigen Rentenbeginn ein 
Abschlag von 0,3 Prozent pro Monat eingeführt, der über den kompletten 
Bezugszeitraum erhalten bleibt.11  
In Folge der Jahrtausendwende und der Regierung unter Bundeskanzler 
Gerhard Schröder, SPD, wurde 2001 durch die Rentenreform der rot-
grünen Koalition die Teilprivatisierung der RV durchgesetzt. 
Im Zentrum der Politik stand nun die Beitragssatzstabilität. Das Ziel der 
Lebensstandardsicherung rückte somit immer weiter in den Hintergrund.  
Arbeitgeber werden dadurch entlastet, Arbeitnehmer müssen durch die 
Einführung des Drei-Säulen-Systems und dem Paradigmenwechsel der 
RV Politik mehr selbst finanzieren.12  
Die Riester - Rente als private Altersvorsorge soll mit Hilfe der 
gesetzlichen Rente den Lebensstandard halten. Dafür wurde der 
sogenannte Riester Faktor in die Rentenberechnung eingefügt. Allerdings 
lässt sich feststellen, dass viele, die einer privaten Alterssicherung 
bedürfen (Sozialhilfeempfänger, Erwerbslose, Geringverdiener), sich diese 
nicht leisten können und deshalb vollständig auf die Rente in der gRV 
angewiesen sind.13  
Durch die Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors mit der Rentenreform 
2004 sollte ein Ausgleich zwischen Beitragszahlern und Rentenbeziehern 
geschaffen werden. Der Beitragssatz musste finanzierbar bleiben und die 
Rentenanpassung wurde infolgedessen gedämpft. Auswirkung hiervon ist, 
dass das Rentenniveau in den nächsten Jahren sinken wird und die 
                                            
11
 Vgl. Butterwegge, Christoph, Die Entwicklung des Sozialstaates, Reformen der 
Alterssicherung und die (Re-)Seniorinierung der Armut in Armut im Alter, Probleme und 
Perspektiven der sozialen Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias 
W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S. 13-41, S.17. 
12
 Vgl. Butterwegge, Christoph, Die Entwicklung des Sozialstaates, Reformen der 
Alterssicherung und die (Re-)Seniorinierung der Armut in Armut im Alter, Probleme und 
Perspektiven der sozialen Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias 
W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S. 13-41, S.21. 
13
 Vgl. Übersicht über das Sozialrecht, Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Nürnberg, 2014, S.335. 
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Gefahr der Altersarmut trotz der Niveausicherungsklausel verschärft 
wird.14 
Am 9. März 2007 wurde vom deutschen Bundestag das RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz von der zweiten großen Koalition 
verabschiedet. Die Veränderungen die sich aufgrund dieses Gesetzes 
ergaben waren unter anderem eine Beitragssatz- und Niveausicherung. 
Dies bedeutet, dass der Beitragssatz bis 2020 20% und bis 2030 22% 
nicht überschritten, sowie ein Rentenniveau 2020 in Höhe von 46% und 
2030 in Höhe von 43% nicht unterschritten werden soll.15 Somit ist 
ersichtlich, dass sich die Standardrente dem Sozialhilfeniveau immer mehr 
annähert und dadurch das Problem der Altersarmut gravierend verschärft. 
Kenntlich wird dies auch anhand folgender Graphik:  
 
Abb. 2: Entwicklung der monatlichen Rentenzahlbeträge  
 
Quelle: http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.400058.de/12-21.pdf [05.03.2015]. 
 
                                            
14http://www.gdsoberfranken.de/Links_PDF_Download/nachhaltigkeitsgesetz.pdf, 
[15.02.2015]. 
15http://www.deutsche-
rentenversicherung.de/cae/servlet/contentblob/212318/publicationFile/9153/06-
2007_AltersgrenzenanpassungsG_DL.pdf, [15.02.2015]. 
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Das Renteneintrittsalter sollte außerdem ab einem Rentenbeginn im Jahre 
2012 stufenweise bis 2031 auf das 67. Lebensjahr angehoben werden.  
Eine abschlagsfreie Rente kann des Weiteren nun mit 45 Beitrittsjahren ab 
dem 65. Lebensjahr bezogen werden. Einige Versicherte können aus 
gesundheitlichen Gründen allerdings nicht bis 67 arbeiten und müssen 
dann weitere Kürzungen in Kauf nehmen, um früher eine Rente beziehen 
zu können. 16 
An den oben ausgeführten Rentenreformen ist ersichtlich, dass 
Altersarmut kein Thema ist, das erst seit der aktuellen Legislaturperiode 
als Handlungsbedarf erkannt wird. In der vorangegangenen 17. 
Legislaturperiode wurde vor allem von der Arbeitsministerin Ursula von der 
Leyen appelliert, eine Lösung des Problems zu finden. „Altersarmut droht 
schon bei 2500 Euro brutto“ so berichtet die Zeitung „Die Welt“ am 
02.09.2012. 
Im Jahr 2012 hat die Arbeitsministerin ein Rentenkonzept ausgearbeitet, 
das der Vermeidung von Altersarmut entgegen steuern soll. Allerdings 
wurde ihr Vorschlag, eine Zuschussrente all denjenigen zu bezahlen, die 
30 Beitragsjahre erreicht und privat vorgesorgt haben, stark kritisiert. Ein 
Kritikpunkt war unter anderem die Einbeziehung aus höheren 
Rentenbeiträgen. Sigmar Gabriel, SPD, arbeitete zudem seinerseits ein 
Konzept aus, das Altersarmut vermeiden soll. 
Sein Konzept der Solidarrente sah vor, Versicherte, die einen 
Rentenzahlbetrag von 850 Euro monatlich nicht erreichen, aber 30 
Beitragsjahre und 40 Versicherungsjahre aufweisen können, aus 
Steuermitteln auf 850 Euro aufzustocken. In seinem Konzept wurde 
private Vorsorge als Voraussetzung des Bezugs nicht thematisiert. 
Allerdings konnte sich in der 17. Legislaturperiode keines dieser Konzepte 
durchsetzen. Auch traten in der 17. Legislaturperiode verschiedene 
Akteure zusammen um einen sogenannten „Rentendialog“ zu führen, 
                                            
16
 Vgl. Butterwegge, Christoph, Die Entwicklung des Sozialstaates, Reformen der 
Alterssicherung und die (Re-)Seniorinierung der Armut in Armut im Alter, Probleme und 
Perspektiven der sozialen Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias 
W. Birkwald (Hrsg.), Frankfurt, 2012, S. 13-41, S.21. 
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sodass zum Abschluss des Jahres 2012 ein Referentenentwurf entwickelt 
wurde. Inhalt des Entwurfes waren eine Zuschussrente, eine Kombirente, 
die durch reduzierte Arbeitszeit und Bezug einer Altersrente bis zur Höhe 
des letzten Bruttoverdienstes ein höheres Einkommen erzielen sollte. Der 
Entwurf enthielte auch eine Verbesserung der Zurechnungszeit von zwei 
Jahren Verlängerung, sowie eine Besserbewertung der letzten vier Jahre 
vor Eintritt der Erwerbsminderung. Außerdem sollten die Leistungen zur 
Teilhabe vergrößert werden. Dieser Entwurf wurde trotz Veränderungen 
von den beteiligten Akteuren im Bezug auf die Zuschussrente umstritten, 
sodass es zu keiner Einigung kam und das Konzept nicht durchgesetzt 
werden konnte.17 
Jedoch sind nicht nur ausschließlich Gründe der schlechten finanziellen 
Absicherung im Alter im Rahmen der gRV festzustellen, sondern 
zusätzliche Faktoren werden im Weiteren außerhalb der 
Rentenversicherung erläutert.  
 
2.4 Ursachen der Altersarmut außerhalb der Rentenversicherung 
Die Erwerbsbiographie ist prägend für die spätere Absicherung im Alter. 
Erkennbar ist hier, dass sich in den letzten Jahren auf dem Arbeitsmarkt 
ein Risiko und Problempotential herstellt und häuft. 
Zum einen wirkt sich die anhaltende Arbeitslosigkeit negativ auf die 
Absicherung im Alter aus. 
Langzeitarbeitslose sind auf die SGB II Leistung, ALG II, angewiesen, die 
sich am Existenzminimum orientiert. Für diese Leistung werden momentan 
keine Beiträge mehr zur gRV bezahlt. Bis zum 01.01.2011 waren Bezieher 
der SGB II Leistung in der gRV versicherungspflichtig und erwarben einen 
monatlichen Rentenanspruch von 2,11€ bei einjährigem Bezug.18 Zum 
                                            
17
 Dünn, Sylvia, Stosberg, Rainer, Das “Rentenpaket“- Rückblick und Vorausschau, 
RVaktuell 06/2013, Seite 119-126. 
18Kubon, Heike, Kattenbach, Jörg: Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld II – 
Auswirkungen auf die Rente, in: Informationen der Regionalträger der Deutschen 
Rentenversicherung Bayern, Nummer 08/2011, 17.11.2011. 
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01.01.2011 wurde diese Zeit nur noch als Anrechnungszeit gem. §58 (1) 
Nr.6 SGB VI gewertet, folglich werden keine Entgeltpunkte mehr 
erwirtschaftet. Auch reicht diese Leistung nicht aus, um private 
Altersvorsorge zu betreiben. Daraus kann geschlossen werden, dass für 
diesen Personenkreis aufgrund der Änderung das Risiko der Altersarmut 
weiter zugenommen hat. 
Zum anderen wurde der Niedriglohnsektor ausgebaut. Es ist zu erkennen, 
dass Betriebe auch reguläre qualifizierte Beschäftigte durch verbilligte 
Arbeitskräfte ersetzen. Anhand der folgenden Graphik wird der Anteil der 
Beschäftigten im Niedriglohnsektor im Jahre 2010 im Bezug auf alle 
Beschäftigten verdeutlicht. 
 
Abb. 3: Beschäftigte im Niedriglohnsektor 
 
Quelle: http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.400058.de/12-21.pdf [05.03.2015]. 
 
Da die Beschäftigen nur einen geringen Lohn verdienen, erwirtschaften 
sie nur minimale Rentenanwartschaften, so dass das Risiko im Alter arm 
zu sein steigt.  
Die atypischen Beschäftigungsverhältnisse des deutschen Arbeitsmarkts 
werden als weiteres Problem der Altersarmut gesehen.  
11 
 
Darunter fallen Leiharbeiter (Solo)-Selbstständige, geringfügige, befristete 
oder Teilzeitbeschäftigte. Die Zunahme der letzten Jahre in atypische 
Beschäftigungsverhältnisse wird an folgender Abbildung ersichtlich.  
 
Abb.4: Atypische Beschäftigungsverhältnisse  
 
Quelle: http://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61708/atypische-
beschaeftigung [22.03.2015]. 
 
Befristete Beschäftigungs- und Leiharbeiterverhältnisse werden nur auf 
Zeit geschlossen und erhöhen das Risiko arbeitslos zu werden.  
Außerdem ist der Niedriglohnsektor besonders in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen ausgeprägt. Ferner werden die 
Möglichkeiten des Aufbaus von Altersvorsorge bei Minijobs und 
Teilzeitbeschäftigten weiter durch die geringe 
Wochenarbeitsstundenanzahl eingeschränkt.19 
Daran lässt sich erkennen, dass sowohl in als auch außerhalb der gRV, 
das Risiko der Altersarmut dringend zum Handeln auffordert.   
                                            
19
 Vgl. Schmitz, Jutta, Der Arbeitsmarkt als Armutsfalle, Sind die Beschäftigten von heute 
die Altersarmen von morgen? in: Armut im Alter, Probleme und Perspektiven der sozialen 
Sicherung, Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias W. Birkwald (Hrsg.), 
Frankfurt, 2012, S. 95-110,S.98,101,103. 
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3 Die Politikfeldanalyse 
3.1 Ursprung und Definition 
Die Politikfeldanalyse stammt aus den USA und konnte sich in den 1980er 
Jahren in Deutschland durchsetzen20.  
Klaus Schubert definiert die Politikfeldanalyse als eine „Wissenschaft von 
der Politik für die Politik“21 In der Praxis kam dies bei jedem politischen 
Prozess zur Anwendung. Sie ist hierbei eine „Teildisziplin, die (…) Fragen 
an diejenigen stellen (will), die konkret Politik machen, dieses Policy-
making analysieren und das so gesammelte Wissen „über Politik“ wieder 
„für die Politik zur Verfügung stellen“22.  
Ihren Ursprung hat die Politikfeldanalyse sowohl im Pragmatismus als 
auch im Pluralismus.  
„Pragmatismus ist eine philosophische Strömung, die die lebenspraktische 
Bedeutung des Nachdenkens, Reflektierens in den Mittelpunkt stellt und 
danach fragt, welchen Nutzen unterschiedliche Handlungen, Ideen, 
Wertungen etc. bewirken. Aus Sicht des Pragmatismus ist die Trennung 
zwischen einer (niederen) körperlich realen Welt und einer (höheren, 
dahinter liegenden) geistig abstrakten Welt falsch.“23 
Der Fokus des Pragmatismus sind somit die „inhaltlichen Folgen 
menschlichen Handelns“24.  
Der Pluralismus geht auf das Gedankengut von William James zurück. Er 
vertrat die Auffassung, dass „die Dinge und Erfahrungen nicht jeweils als 
Teile des Absoluten, sondern als eigenständige Objekte zu betrachten 
                                            
20Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.15. 
21
 Schubert, Klaus Pragmatismus, Pluralismus und Politikfeldanalyse: Ursprünge und 
theoretische Verankerungen in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils 
C. Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S. 39- 71,S.39. 
22
 Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, Wiesbaden, 
2011, S.10. 
23
 Schubert, Klaus, Pragmatismus, Pluralismus und Politikfeldanalyse: Ursprünge und 
theoretische Verankerungen in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils 
C. Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S.39-71,S.43. 
24
 Schubert, Klaus, Pragmatismus, Pluralismus und Politikfeldanalyse: Ursprünge und 
theoretische Verankerungen in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils 
C. Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S.39-71,S.43. 
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sind. (…) politisches Handeln ist immer auf, mit oder gegen andere 
gerichtet“.25 Dabei ist jedes Handeln variierbar und verbesserbar. 
Das Individuum ist durch sein Handeln das Zentrum des Weltbildes. Ein 
Urvater dieses Weltbildes war Robert Truman.  
Thomas Dye bezeichnete die Politikfeldanalyse 1976 wie folgt: „Policy 
Analysis is what government do, why they do it and what difference it 
makes.“26 
In seinem berühmten Zitat arbeitete er die Kernaussagen bzw. Kernfragen 
der Politikfeldanalyse heraus, die bis heute noch gültig sind, auch wenn 
das Zitat von vielen umstritten wird. 
Er hinterfragte, was politische Akteure tun, was ihre Beweggründe dafür 
sind und welche Wirkung sie entfachen.  
Im Deutschen gibt es nur einen Begriff für Politik, wohingegen das 
Englische drei unterschiedliche Begriffe verwendet (Policy, Polity, Politics). 
Die Policy bezeichnet die Inhalte der Politik, entscheidend anhand der 
Aufgaben und Ziele. Merkmale der Policy sind Problemlösung, 
Aufgabenerfüllung, Wertorientierung, Zielorientierung und deren 
Gestaltung.  
Ein Beispiel für Polity sind Parteien oder das Regierungssystem.  
Daran ist ersichtlich, dass Polity die Form der Politik ist. Sie wird definiert 
durch Organisation, Ordnung und Verfahrensregelungen, so dass 
Verfassungen und Institutionen zusammengefasst werden können.  
Unter Politics versteht man den Prozess von Politikbildung. Er ist 
gekennzeichnet durch Macht, Konsens und Durchsetzung. Dabei spielen 
die Interessen der Akteure, Konflikte innerhalb und außerhalb und der 
Kampf eine wichtige Entscheidungsrolle. Angewandt wird Politics oft in 
                                            
25
 Schubert, Klaus, Pragmatismus, Pluralismus und Politikfeldanalyse: Ursprünge und 
theoretische Verankerungen in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils 
C. Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S.39-71, S.45. 
26
 Schubert, Klaus, Brandelow, Nils C., Politikfeldanalyse: Dimensionen und 
Fragestellungen in:Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. Bandelow 
(Hrsg.), München, 2009, S.1-24, S.4. 
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Gebieten, wo allgemein gültige Entscheidungen ausgearbeitet, 
beschlossen und realisiert werden.27  
Wie der Name Policy-Analysis schon sagt, steht der Inhalt der Politik im 
Mittelpunkt. Allerdings ist zu beachten, dass man nur die drei Aspekte 
miteinander betrachten kann. Um eine Policy-Analysis durchführen zu 
können benötigt man die Form der Politik, die den äußeren Rahmen bildet 
(Polity). Des Weiteren werden in diesem vorgegebenen Rahmen Prozesse 
durchlaufen, was die Politys darstellt, die einen bestimmten politischen 
Inhalt behandeln und dadurch konkrete politische Ergebnisse erzielen.  
Die Politikfeldanalyse lässt sich nach Manfred G. Schmidt in drei Phasen 
teilen.28  
Die erste Phase beschäftigte sich grundlegend mit der Frage, ob Politik 
überhaupt eine Rolle in Bezug auf die politische Entwicklung eines Landes 
hat oder ob vielmehr die Wirtschaft und Gesellschaft so wie der 
demographische Wandel entscheidend für die politische Entwicklung 
seien.  
Die zweite Phase der Policy-Analysis wurde genau durch die Gegenthese 
geprägt. Ihr lag zugrunde, dass es bei Entscheidungen und deren 
Ergebnisse einen Unterschied gibt, wenn das Land von einer anders 
denkenden Regierung geleitet wird.  
Die dritte Phase wurde geprägt durch die drei unterschiedlichen 
Dimensionen der Politik (oben ausgeführt) und deren Zusammenspiel. 
Heute muss man zudem beachten, dass durch die immer engere 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen Länder nicht nur eine Perspektive 
des Nationalstaates möglich ist. Man muss zudem die internationale 
Verpflichtung zum Beispiel bei Policy-Transfers beachten.  
 
                                            
27Vgl. Schubert, Klaus, Brandelow, Nils C., Politikfeldanalyse: Dimensionen und 
Fragestellungen, in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. 
Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S.1-24, S.5. 
28Vgl. Schubert, Klaus, Brandelow, Nils C., Politikfeldanalyse: Dimensionen und 
Fragestellungen, in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. 
Bandelow (Hrsg.), München, 2009, S.1-24, S.13. 
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3.2 Akteure und Netzwerke 
Ein wichtiges Element der Politikfeldanalyse sind Akteure. Unter einem 
Akteur versteht man ein Individuum, eine einzelne Person, die in ihrem 
eigenen Interesse handelt.  
Eine weitere Form von Akteuren sind komplexe Akteure. Das bedeutet, 
dass mehrere Personen gemeinsam handeln. Diese Akteure können zum 
einen zusammen arbeiten, ohne dass sie eine Einheit darstellen 
(Kollektiv). Zum anderen können sie so zusammen arbeiten, dass sie eine 
Einheit darstellen, die all ihre zur Verfügung stehenden Mittel 
zusammenlegt, um eine Rechtspersönlichkeit zu werden.29 
Für die Politikfeldanalyse ist entscheidend zu erkennen, welche Akteure 
mitwirken, welche Ziele und Interessen sie verfolgen und ob sie direkt bei 
der Willensbildung der Politik und dem Entscheidungsprozess mitwirken. 
Außerdem ist wichtig, wie einzelne Akteure zueinander stehen und in 
welcher Beziehung zueinander welche Interessen vertreten werden. 
Daraus entstehen sogenannte Netzwerke. 
Ein Netzwerk sagt aus, welche Akteure zusammen arbeiten, da 
unterschiedliche Konstellationen von Akteuren und deren Art des 
Zusammenarbeitens einen Einfluss darauf haben können, welche 
politischen Entscheidungen getroffen werden. Ein Netzwerk wird geprägt 
durch seine dauerhafte Anregung, der freiwilligen Anteilnahme und die 
gegenseitige Unterstützung, um die eigenen Ziele zu verwirklichen.30  
 
 
 
 
 
 
 
                                            
29Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.54. 
30Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.63. 
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3.3 Der Policy – Cycle 
Abb.5: Der Policy - Cycle 
Politik-
Implemen-
tierung
Politik-
terminierung
Problem-
(re-)definition
Politik-
evaluierung Agenda 
Setting
Politik-
formulierung
Quelle: Eigene Darstellung, nach Wegrich, Jann 
 
Der Policy - Cycle ist ein heuristischer Orientierungsrahmen.31 Dabei geht 
er grundlegend auf das Phasenmodell von Lasswell zurück, der den 
Ursprung aller Phasenmodelle bildet und die in ihren Grundzügen darauf 
aufbauen und die Schwachstellen des ursprünglichen Modells nutzen, um 
die Politikfeldanalyse weiter zu verbessern.32 
Mittlerweile ist der Policy-Cycle die am häufigsten durchgesetzte 
Modelldarstellung des politischen Handelns.  
Durch die angewandte Heuristik ist es möglich, dass neue Erkenntnisse 
über politische Prozesse gewonnen werden.  
 
                                            
31
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.104. 
32
 Vgl. Jann, Werner, Wegrich, Kai, Phasenmodelle und Politikprozesse: Der Policy 
Cycle, in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. Bandelow (Hrsg.), 
München, 2009, S.75 – 113,S.78. 
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3.3.1 Problemwahrnehmung 
Ein Problem muss zuerst als solches erkannt werden. Des Weiteren muss 
ein politisches Eingreifen als notwendig angesehen werden, um überhaupt 
als Problem wahrgenommen zu werden. Zu beachten ist hier, dass die 
Massenmedien eine entscheidende Rolle in dieser Phase spielen. Da wir 
in einer Demokratie leben, werden wir mit den Themen konfrontiert, die 
die Massenmedien für diskutabel und notwendig halten. Experten und 
Politiker werden in diesen Prozess eingebunden. Sie vertreten ihre 
Meinungen und nehmen Stellung zu den einzelnen Themenkomplexen.33  
 
3.3.2 Agenda Setting 
Wurde ein Problem als solches wahrgenommen, muss es von der Politik 
als momentan handlungsbedürftig angesehen werden. Der Einflussfaktor, 
warum ein Problem auf die Agenda gesetzt wird ist einzelfallabhängig. 
Zum einen können Probleme von außen an die Politik getragen werden, 
durch aktuelle Situationen bspw. Naturkatastrophen oder den Medien. 
Zum anderen können Politiker selbst Handlungsbedarf sehen und somit 
ein Thema auf die Agenda setzen. Zudem spielt die Machtverteilung der 
Akteure sowie die Komplexität des Problems eine entscheidende Rolle. 34 
 
3.3.3 Politikformulierung und Entscheidungsfindung 
Die Politikformulierung wird dadurch geprägt, dass Ziele, Mittel und Wege 
des zu lösenden Problems diskutiert werden, um eine optimale 
Bearbeitung zu ermöglichen. Eine zentrale Rolle spielt, wer das Problem, 
zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form entdeckt hat. Aus diesen 
Merkmalen lässt sich oft schon eine Aussage darüber treffen, wie die 
Problemformulierung konkretisiert wird. Auch in dieser Phase können viele 
Akteure mitwirken. Allerdings kommen dem Parlament und der Regierung 
                                            
33
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.109. 
34
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.113. 
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zentrale Rollen zu, so dass das Thema nun zu einem staatlichen 
Programm wird. 
In der Regel möchte jede Interessengruppe ihre Interessen durchsetzen. 
Daraus resultiert, dass es bei dem Kabinettsentwurf mehrere Vorentwürfe 
gibt. Dadurch können die beschlossenen Programme nicht immer wie 
geplant durchgesetzt werden. Die einzelnen Akteure müssen 
kompromissbereit sein, um eine optimale Lösung zu finden.  
Man kann hier nicht von einer bestimmten Lösung des Problems 
sprechen. Vielmehr sind es unterschiedliche Handlungsalternativen, deren 
Vor- und Nachteile abgewogen werden müssen, so dass die einzelnen 
Interessen berücksichtigt werden.  
Daher wählt man bestimmte Steuerungsinstrumente oder Programme aus, 
um das Problem bestmöglich zu lösen. Des Weiteren werden die Kosten 
und der resultierende Nutzen der Problemlösungsstrategie 
berücksichtigt.35 
 
3.3.4 Entscheidungsfindung 
Die in der Politikformulierung ausgearbeiteten Alternativen werden in 
diesem Schritt abgestimmt. Zudem muss beschlossen werden, welche 
politische Ebene mitwirkt, wie das Problem finanziell gelöst werden soll 
und welche Akteure direkt bei der Entscheidung mitbestimmen.  
Ob eine Alternative durchgesetzt werden kann, wird von den materiellen 
Rahmenbedingungen abhängig gemacht. Das Verhältnis unter den 
Akteuren, die unterschiedliche Machtverteilung und die 
Einflussmöglichkeiten sind in diesem Schritt bedeutend.36  
                                            
35
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.116-120. 
36
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.120 - 124. 
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3.3.5 Implementation 
Unter Implementation wird die Phase verstanden, die die beschlossenen 
Lösungen und Handlungsalternativen in die Tat umsetzt. In dieser Phase 
ist zu erkennen, ob ein politisches Programm erfolgreich war oder nicht.37  
 
3.3.6 Evaluierung und Terminierung 
In dieser Phase wird geprüft, ob die in der Umsetzung entwickelten 
Programme den Zielen entsprechen und in derselben Art und Weise 
durchgeführt werden. Die Evaluation entscheidet, ob ein Programm wieder 
aufgegriffen und neu formuliert werden soll oder ob der Politikprozess 
durch positive Rückmeldung abgeschlossen werden kann.38  
 
3.3.7 Stärken und Schwächen des Policy - Cycles 
Paul Sabatier kritisierte vor allem das Phasenmodell stark. Das Modell 
habe eine „Phasenneurisik“. In deskriptiver Hinsicht sei das Modell nicht 
umsetzbar, da die unterschiedlichen Phasen nicht klar voneinander 
getrennt werden können, nicht vorkommen oder anders angereiht werden 
müssen. In konzeptioneller Hinsicht sieht er kein klares Kausalmodell. Des 
Weiteren liege dem Policy - Cycle eine top-down Perspektive zu Grunde. 
„Es geht um Handlungsfähigkeit und Machterhalt, weniger um konkrete 
Policies“.39 
Jedoch meinte Renate Mayntz 1983, dass es in der Policy-Forschung 
nicht darauf ankomme, die Regeln der analytischen Wissenschaftstheorie 
anzuwenden, sondern dass ein möglichst differenziertes Verständnis der 
internen Dynamik der Eigenart und Ursachen der spezifischen und 
                                            
37
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.125-128. 
38
 Vgl. Blum, Sonja, Schubert, Klaus, Politikfeldanalyse 2.0, aktualisierte Auflage, 
Wiesbaden, 2011, S.129-132. 
39
 Vgl. Jann, Werner, Wegrich, Kai, Phasenmodelle und Politikprozesse: Der Policy 
Cycle, in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. Bandelow (Hrsg.), 
München, 2009, S.75 – 113, S.103. 
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komplexen Prozesse des Policy Making ein eigenständiges und wichtiges 
Erkenntnisziel sei.40 
Genau diese Ziele setzt das Phasenmodell um. Der Policy-Cycle hat sich 
durch die Erkenntnisse bewährt, was bei einem politischen Prozess zu 
beachten ist, wer mitwirkt und wie unterschiedlich die Ergebnisse 
aussehen können, wenn andere Akteure mitwirken. Des Weiteren wird 
eine logische und nachvollziehbare Struktur ermöglicht, die den 
komplexen politischen Prozess erklären und verständlich machen.  
 
4 Das Rentenversicherungsleistungsverbesserungsgesetz 
4.1 Die Bundestagswahl 2013 
Deutschland tituliert sich als Sozialstaat. Jeder Mensch in der 
Bundesrepublik ist an seiner eigenen sozialen Situation interessiert und 
möchte nach dem Erwerbsleben abgesichert sein. Jedoch wird das 
Problem der Altersarmut immer wieder von den Medien aufgegriffen, 
sodass auch die einzelnen Parteien in ihren Wahlprogrammen 
Reformbedarf des Alterssicherungssystems sehen.  
 
4.1.1 Das Wahlprogramm der CDU/CSU 
Die Union sieht die Zukunft der Rentenversicherung weiterhin auf den drei 
Säulen der zukunftsfesten Alterssicherung. Die gRV soll hierbei weiterhin 
die tragende Säule bleiben. An der Rente ab 67 wollen sie definitiv 
festhalten. Das Wahlprogramm enthielt zudem die Einführung eines 
zusätzlichen Entgeltpunkt für KEZ für Väter und Mütter, deren Kind vor 
dem 01.01.1992 geboren worden ist. Umsetzbar sei diese Regelung durch 
die gute finanzielle Lage der RV und dem Zuschuss des Bundes.  
Auch Pflegezeiten sollten besser berücksichtigt werden. Des Weiteren 
wollen CDU/CSU dafür sorgen, dass jahrelange Beitragszahler eine 
auskömmliche Altersrente erhalten. Aus diesem Grund wollen sie für 
Versicherte, die 40 Jahre gesetzlich rentenversichert waren und zudem 
                                            
40
 Vgl. Jann, Werner und Wegrich, Kai, Phasenmodelle und Politikprozesse: Der Policy 
Cycle, in: Lehrbuch der Politikfeldanalyse 2.0, Klaus Schubert, Nils C. Bandelow (Hrsg.), 
München, 2009, S.75 – 113, S.104. 
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privat vorgesorgt haben, einen Zuschuss zur Rente einführen, der die 
gesetzliche Rente auf 850 Euro aufstockt.  
Zusätzlich soll ein flexiblerer Übergang in den Ruhestand gefördert 
werden. Dafür wollen sie die Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenen 
Altersrenten weiter ausbauen.  
Außerdem sollten EM - Rentner eine Erhöhung erhalten. Die Reha 
Leistungen sollten besser an die Altersstruktur angepasst werden.  
Ein weiterer Punkt ihres Wahlprogrammes war, dass Selbstständige, die 
nicht anderweitig versichert sind, auch eine Altersvorsorgepflicht 
erhalten.41 Angela Merkel schilderte im TV-Duell am 01.09.2013, dass die 
Mütterrente sowie die Verbesserungen der EM - Rente zur Vermeidung 
von Altersarmut beitragen würden.42  
 
4.1.2 Das Wahlprogramm der SPD 
Die SPD titulierte ihr Wahlprogramm über die Altersversorgung mit den 
Worten „Gute Arbeit, gute Rente“. Dabei gingen sie direkt im ersten Satz 
auf das Thema Altersarmut ein. Sie sahen das zentrale Problem in der 
Erwerbsarmut und nahmen aus diesem Grund in ihrem Wahlprogramm 
Maßnahmen der Bekämpfung von Erwerbsarmut auf, bspw. durch einen 
gesetzlichen Mindestlohn.  
Im Rentensystem sahen sie Handlungsbedarf bei den Übergängen vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand. Die SPD will den Renteneintritt 
individualisieren. Viele Beschäftigte könnten nicht mehr bis 65 arbeiten.  
Deshalb sollte es ihnen schon vorher möglich sein, ohne große 
Einkommensverluste eine Altersrente zu beziehen. Umsetzbar sieht die 
SPD ihr Vorhaben in einer abschlagsfreien Rente ab dem 63. Lebensjahr 
nach 45 Versicherungsjahren oder eine attraktive Teilrente ab dem 60. 
Lebensjahr, bei denen auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen 
Tarifverträge abgeschlossen werden können.  
                                            
41
 Vgl. Gemeinsam erfolgreich für Deutschland-Regierungsprogramm 2013-2017 CDU, 
S.45-46.  
42
 www.tagesschau.de/multimedia/video/video1332710.html, [28.02.2015]. 
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Wie die CDU sah auch die SPD Handlungsbedarf im Bereich der EM - 
Renten.  
Die SPD wollte einen abschlagsfreien Zugang und eine Verlängerung der 
Zurechnungszeit.  
Des Weiteren sieht auch die SPD die gRV als erste Säule der 
Alterssicherung und daher als „Grundlage für den Schutz vor Armut im 
Alter“.43  
Das Rentenniveau soll bis zum Ende des Jahrzehnts aufrecht erhalten 
bleiben. Im Jahre 2020 soll dann eine Prüfung stattfinden. 
Zudem wollen sie die betriebliche Altersvorsorge stärker als Ergänzung 
der gRV einsetzen. 
Neu eingeführt werden soll eine Solidarrente. Wer 30 Jahre Beiträge zur 
gRV gezahlt hat und 40 Jahre versichert war, soll eine Altersrente 
erhalten, deren Wert nicht unter 850 Euro liegt.  
Das Armutsrisiko der Selbstständigen soll verhindert werden, indem sie in 
der gRV mit einbezogen werden, sofern sie nicht anders versichert sind. 
Bis 2020 soll auch ein einheitliches System für Ost-und Westdeutschland 
gelten, indem der Rentenwert gleich ist. Bereits jetzt sollen alle pauschal 
bewerteten Versicherungszeiten mit dem aktuellen Rentenwert West 
berechnet werden.44 
 
4.1.3 Wahlprogramm Bündnis 90/ Die Grünen 
Die Oppositionspartei Bündnis 90 die Grünen thematisierte in ihrem 
Wahlprogramm für die Bundestagswahl das Verhindern der Altersarmut. 
Als Antwort sahen sie eine steuerfinanzierte Garantierente von 
mindestens 850€, sowie die volle Beitragszahlung aus Minijobs und ein 
Mindestbeitrag von Arbeitslosigkeitszeiten. Zudem wollten sie eine 
Teilrente ab dem 60. Lebensjahr einführen, die durch Weiterbeschäftigung 
das Risiko der Altersarmut verringert. Die Bewertung der KEZ sollten auch 
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 Das Wir entscheidet-Regierungsprogramm 2013-2017 SPD, S. 79-81 
44
 Vgl. Das Wir entscheidet-Regierungsprogramm 2013-2017 SPD, S. 79-81 
23 
 
verbessert werden, um eine Rentensteigerung bei Frauen zu 
gewährleisten.45 
 
4.1.4 Wahlprogramm Die Linke 
Die Linke sah das Heraufsetzen des Sicherungsniveaus auf 53% als 
Maßnahme zur Vermeidung von Altersarmut. Des Weiteren wurde eine 
Besserbewertung von Zeiten niedriger Löhne, Arbeitslosigkeit, KEZ und 
Pflege, sowie der Wegfall von Abschlägen bei der Berechnung von EM - 
Renten als erforderlich angesehen um Altersarmut zu vermeiden. Ferner 
wollten sie einen abschlagsfreien Rentenbeginn ab dem 60. Lebensjahr 
nach 40 Jahren an Beiträgen sowie die Einbeziehung von Beamten und 
Selbstständigen in die gRV einführen.46 
 
Abb.6: Auswertung Bundestagswahl 
 Kindererziehung Rente ab 63 EM – Rente  Reha 
CDU/ CSU     
SPD     
Die Linke     
Die Grünen     
Quelle: Eigene Darstellung, grün: wurde thematisiert, rot: wurde nicht thematisiert 
 
Aus den Wahlprogrammen der Bundestagswahl 2013 lässt sich erkennen, 
dass alle Parteien die Versorgung im Alter zum Thema ihres Wahlkampfes 
machten und Handlungsbedarf in der gRV sahen, um die Absicherung der 
Versicherten zu verbessern.  
Die Bundestagswahl fand am 22.09.2013 statt. Die CDU gewann mit 41,5 
Prozent der Stimmen die Wahl. Ihr Koalitionspartner wurde die SPD mit 
25,71 Prozent der Stimmen.47 
Die Linken sowie das Bündnis 90 die Grünen wurden Oppositionsparteien.  
 
                                            
45
 „Zeit für den grünen Wandel teilhaben. Einmischen. Zukunft schaffen.“, Wahlprogramm 
2013-2017 Bündnis 90/die Grünen, S.133-137. 
46
 100% Sozial, Wahlprogramm 2013-2017, die Linke, S.18-21. 
47www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_Bund_13/presse/w13034_Endgu
eltiges_amtliches_Ergebnis.html, [ 22.02.2015]. 
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4.2 Der Koalitionsvertrag 
Die aus dem Ergebnis der Bundestagswahl resultierende Große Koalition 
unter der Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) unterzeichnete am 
27.11.2013 den Koalitionsvertrag „Deutschlands Zukunft gestalten“.  
Der Koalitionsvertrag beinhaltet einige Maßnahmen in der gRV, die bereits 
beim Wahlkampf von den unterschiedlichen Koalitionsparteien auf die 
Agenda gesetzt wurden.  
Einerseits soll es Versicherten, die 45 Jahre ihren Beitrag zur 
Stabilisierung der RV erbracht haben, ermöglicht werden, ab dem 
01.07.2014 abschlagsfrei -sofern sie das 63. Lebensjahr vollendet haben- 
eine Altersrente zu beziehen.48  
Allerdings wird das Zugangsalter schrittweise, parallel zur Anhebung des 
allgemeinen Renteneintrittsalters, auf das vollendete 65. Lebensjahr 
angehoben. 
Andererseits sollen Erwerbsgeminderte besser abgesichert werden.  
Die Zurechnungszeit soll um zwei Jahre verlängert werden sowie eine 
Günstigkeitsprüfung eingeführt werden für die letzten vier Jahre vor Eintritt 
der EM - Rente.  
Außerdem wird das Reha-Budget unter Berücksichtigung des 
demographischen Wandels bedarfsgerecht angepasst.  
Um die Lebensleistung in der Rente zu honorieren soll eine solidarische 
Lebensleitungsrente voraussichtlich 2017 eingeführt werden. 
Des Weiteren soll der von der CDU geforderte zusätzliche Entgeltpunkt für 
alle Mütter und Väter, deren Kinder vor dem 01.01.92 geboren wurden 
umgesetzt werden.49 
Anhand des Koalitionsvertrages kann man erkennen, dass sowohl die 
Union als auch die SPD alle ihre im Wahlkampf gesetzten Ziele in den 
Verhandlungen des Koalitionsvertrages auf die politische Agenda der 18. 
Legislaturperiode setzen konnten. Somit wird deutlich, dass die 
                                            
48www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_Bund_13/presse/w13034_Endgu
eltiges_amtliches_Ergebnis.html, [22.02.2015]. 
49CDU, Koalitionsvertrag 18. Legislaturperiode S.55. 
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Koalitionsparteien einen dringenden Handlungsbedarf in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gesehen haben. 
Aufgrund dieser Tatsache arbeitete die Bundesregierung unter der 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales Andrea Nahles, SPD, ein Gesetz 
zu Verbesserungen innerhalb der gRV heraus.  
 
4.3 Der Gesetzgebungsprozess des RV-Leistungsverbesserungs- 
gesetzes 
4.3.1 Der Gesetzesentwurf 
Unter der Begründung, dass das Alterssicherungssystem auf 
Verbesserungspotentiale zu prüfen und dort Veränderungen 
vorzunehmen, wo sie unter Beachtung des Grundsatzes der 
Generationengerechtigkeit notwendig und möglich sind, wurde der 
Gesetzesentwurf der Bundesregierung beschlossen.  
Mit dem Gesetz will man Versicherte besser stellen, die ihr Arbeitsleben 
bereits in jungen Jahren begonnen und über Jahrzehnte hinweg durch 
Beschäftigung, selbstständige Tätigkeit und Pflegearbeit sowie 
Kindererziehung ihren Beitrag zur Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung geleistet haben. 50 
Inhalt des Gesetzes sollten laut des Entwurfs vier Kernregelungen 
werden.  
Zu einen soll die Altersrente für besonders langjährig Versicherte bereits 
ab Vollendung des 63. Lebensjahres in Anspruch genommen werden 
können. Anrechenbar sollten auf diese Rente auch Zeiten des Bezugs von 
Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung, Krankengeldbezugszeiten, 
sowie Übergangsgeld, sofern diese Zeiten Pflichtbeitragszeiten oder 
Anrechnungszeiten sind. Nicht angerechnet werden Zeiten des Bezugs 
von ALG II. Begründet wird diese Maßnahme damit, dass die Jahrgänge 
(1952-1964), die nun von dieser Regelung profitieren werden, von den 
unausgesetzten Fortschritten der Arbeitsbedingungen geringer oder 
                                            
50Deutscher Bundestag, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz), S. 1. 
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keineswegs profitiert haben. Die Finanzierung zieht laut Gesetzesentwurf 
bis zum Jahr 2030 Beitragsausfälle in Höhe von 0,6 Milliarden mit sich.51 
Zum anderen wird das SGB VI insoweit geändert, dass Eltern die ein vor 
1992 geborenes Kind erzogen haben, einen zusätzlichen Entgeltpunkt für 
Kindererziehung erhalten. Der Rentenwert des Entgeltpunktes ist 
Bundesland abhängig. Finanziert werden soll diese Leistung durch die 
Beitragseinnahmen sowie die Rücklagen der gRV. Der Bund beteiligt sich 
in den Jahren 2019 bis 2022 mit einem zusätzlichen Zuschuss 
stufenweise in Höhe von zwei Milliarden jährlich.52 
Die EM - Rente wird insoweit verbessert, dass die Zurechnungszeit auf 
das 62. Lebensjahr verlängert wird.  
Zudem wird eine Günstigerkeitsprüfung der letzten vier Jahre vor Eintritt 
der EM stattfinden. Damit soll eine weitere Absenkung der Zahlbeträge 
vermieden werden.53 
Des Weiteren wird das Budget für Leistungen zur Teilhabe ausgebaut. In 
der Zeit zwischen dem 01.01.2014 und dem 31.12.2050 wird eine 
Demographie - Komponente berücksichtigt, der Reha-Deckel wird 
angehoben. Begründet wird diese Ausweitung mit dem erhöhten Anteil der 
Versicherten im rehabilitationsfähigen Alter in den nächsten Jahren. 54 
Der Bundesrat hat in seiner 920. Sitzung am 14.03.2014 beschlossen, 
keine Stellungnahme zu dem Gesetzesentwurf abzugeben.55  
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 Deutscher Bundestag, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz), S.7. 
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 Deutscher Bundestag, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz), S. 10. 
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 Deutscher Bundestag, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz), S.7. 
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 Deutscher Bundestag, Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz), S.9. 
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 Deutscher Bundesrat, Stenografischer Bericht, 920. Sitzung, Berlin, Freitag, den 14. 
März 2014, S. 39. 
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4.3.2 Erste Lesung – Deutscher Bundestag 
Die erste Lesung des RV-Leistungsverbesserungsgesetztes fand am 
03.04.2014 im Deutschen Bundestag in Berlin statt.56 
Andrea Nahles, SPD, verteidigte ihr erarbeitetes Konzept.  
Die Mütterrente rechtfertigte sie, in dem sie sagt „wer sich um Kinder 
gekümmert hat, der hat seinen Beitrag zum Generationenvertrag 
geleistet“. Auch die abschlagsfreie Rente sieht sie als gerecht an. „Wer 45 
Jahre gearbeitet hat, also 45 Jahre Beiträge gezahlt hat, der hat 
gegenüber drei bis vier Generationen von Rentnerinnen und Rentnern 
seine Pflicht im Generationenvertrag erfüllt.“57 
Matthias Birkwald, Oppositionspartei Die Linke, forderte stellvertretend für 
seine Partei, „echte Maßnahmen gegen Altersarmut“.58  
Des Weiteren betrachtete die Linke das Rentenpaket als kritisch.  
Karl Schiewerling, CDU, sah die Finanzierung der Mütterrente als 
gerechtfertigt, da der Staat seinen Zuschuss nicht reduzieren und somit 
auch seinen Teil zur Mütterrente leisten würde. Er sah auch den Reha-
Deckel als notwendig an. Allerdings müsste es ein „atmender, flexibler 
Deckel sein, der dann ansteigt, wenn viele Menschen davon betroffen sind 
und wieder sinkt, wenn wenige Menschen in der entsprechenden  
Alterskohorte sind.“59 
Die RV sollte in seinen Augen das bleiben, was sie sei „eine RV und keine 
Sozialleistung“60. Sie sollte keine Fürsorge des Staates sein, sondern 
selbst erwirtschaftet.  
Das Bündnis 90/Die Grünen kritisierten, dass nur eine bestimmte 
Personengruppe im Rentenpaket berücksichtigt würde.  
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 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 26. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
03.04.2014, S.1. 
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 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 26. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
03.04.2014, S.10. 
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 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 26. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
03.04.2014, S.13. 
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 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 26. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
03.04.2014, S.14. 
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 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 26. Sitzung, Berlin, Donnerstag, 
03.04.2014, S.14. 
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Die Menschen, die heute in Altersarmut leben, würden durch das Gesetz 
nicht berücksichtigt werden.  
Die EM - Rente sei nicht auch für die Bestandsrenten verbessert worden, 
sondern es würden nur Zugangsrentner profitieren, die ab dem 
01.07.2014 eine EM - Rente beziehen könnten.61 
Dr. Carola Reimann, SPD, sah die Zustimmung zu dem Rentenpaket in 
der Bevölkerung. Auch sie sah das Rentenpaket finanziell als umsetzbar 
an, da Deutschland durch seine wirtschaftliche Stärke gut aufgestellt sei.62  
Die CDU sah allerdings noch Handlungsbedarf bei der Berücksichtigung 
von freiwilligen Beiträgen.63  
Die Regierungsparteien wiesen beide den Vorwurf der 
Oppositionsparteien, sie würden sich nicht mit dem Thema Altersarmut 
auseinander setzten, zurück. 
Die SPD sah die Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente als ein 
Schritt gegen die Bekämpfung der Altersarmut.64 
Ihr Koalitionspartner CDU vertrat die Meinung, dass der zum 01.01.2015  
eingeführte Mindestlohn, ein Schritt sei, um Altersarmut zu verhindern.65 
Der Gesetzesentwurf wurde an den Ausschuss für Arbeit und 
Sozialverordnung zur Stellungnahme abgegeben. 
Die Oppositionspartei Die Linke hat  einen Gesetzesentwurf zur 
Verbesserung des Erwerbsminderungsschutzes vorgelegt. Der 
Gesetzesentwurf beinhaltete die Abschaffung der Abschläge bei 
Erwerbsminderungsrenten.66  
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Der Ausschuss für Gesundheit hat mit den Stimmen CDU/CSU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke in 
seiner Sitzung am 21.05.2014 über den Gesetzesentwurf diskutiert und 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung empfohlen.67  
Des Weiteren legte die Partei einen Änderungsantrag des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes vor.  
Der Änderungsantrag beinhaltete die vollständige Gleichstellung der 
Kindererziehungszeiten vor 1992 geborenen Kindern mit nach 1992 
geborenen Kindern. 
Zudem sollen alle Kindererziehungszeiten mit dem aktuellen Rentenwert 
West berechnet werden.68 
Der Finanzausschuss und der Ausschuss für Familien, Senioren, Frauen 
und Jugend sowie der Haushaltsausschuss haben in ihren Sitzungen am 
21.05.2014 beschlossen, dem Deutschen Bundestag eine Ablehnung des 
Antrags zu empfehlen. Die Linke hat einen weiteren Änderungsantrag 
gestellt. Die Linke forderte, dass das Rentenniveau auf 53 Prozent 
angehoben wird. Außerdem sollte die Rente ab dem 67. Lebensjahr die 
mit dem Altersgrenzenanpassungsgesetz in Kraft getreten ist zurück 
genommen werden.  
Auch die Verlängerung der Zurechnungszeit sollte um ein weiteres Jahr 
erhöht werden und den Reha-Deckel sehen die Linken als durch am 
tatsächlichen Bedarf gemessen ersetzbar.69  
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Der Finanzausschuss, der Haushaltsausschuss, der Ausschuss für 
Familie, Senioren und Jugend und der Ausschuss für Gesundheit haben in 
ihren Sitzungen am 21.05.2014 dem Bundestag nach Beratung eine 
Ablehnung des Antrags empfohlen.70  
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat über die Änderungsanträge der 
Fraktion Die Linke sowie deren Gesetzesentwurf und dem 
Gesetzesentwurf der Bundesregierung in ihrer Sitzung am 04.04.2014 
diskutiert. In der Sitzung wurde eine Anhörung von Sachverständigen auf 
den 05.05.2014 terminiert.  
 
4.3.3 Die Anhörung der Sachverständigen 
4.3.3.1 Deutscher Gewerkschaftsbund 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund sah den Reformbedarf der gRV als 
dringend erforderlich an. Nach vielen Jahren der falschen Weichenstellung 
und vier Jahre ohne Veränderung würden nun für einen großen Teil der 
Versicherten Verbesserungen eintreten.  
Die abschlagsfreie Rente ab dem 63. Lebensjahr würde, durch die 
Anrechnung von KEZ und der Berücksichtigung von 
Arbeitslosigkeitszeiten, auch für Frauen profitabler sein.  
Die Verbesserungen in der EM - Rente seien grundsätzlich auch positiv zu 
bewerten. Allerdings würde die Bekämpfung der Altersarmut nur wenig 
umgesetzt, da die Abschläge weiterhin bestehen bleiben. 
Kritisiert wird, dass in Bezug auf die Ausweitung des Reha-Budgets der 
weiter steigende Bedarf an Leistungen zu Teilhabe nicht berücksichtigt 
werden würde. 
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Des Weiteren sei die Mütterrente als positiv angesehen, jedoch deren 
Finanzierung aus Beitragsmittel der gRV in Frage zu stellen.71 
 
4.3.3.2 Arbeitnehmerkammer Bremen 
Die Arbeitnehmerkammer Bremen unterstützte den Gesetzesentwurf der 
Fraktion Die Linke. 
Die abschlagsbehaftete EM - Rente sollte abgeschafft werden, da die 
Versicherten keine Entscheidungsfreiheit über ihren Gesundheitszustand 
haben würden. Auch unterstützten sie eine komplette Angleichung der 
KEZ an nach den 01.01.1992 geborener Kinder.72  
 
4.3.3.3 Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
Die Arbeitgeber standen  dem Entwurf des RV - 
Leistungsverbesserungsgesetzes kritisch gegenüber. 
Das Rentenpaket stehe im Widerspruch mit dem Euro-Plus-Paket der 
Eurozone. Zudem würde es die langfristige Finanzierbarkeit der gRV 
gefährden, da die bisherigen Anstrengungen dieser Zielverfolgung zerstört 
würden. Darüber hinaus würden nur wenige von dem Rentenpaket 
profitieren, die meisten Beitragszahler seien nicht berücksichtigt. 
Die Finanzierung der Mütterrente erfolge trotz dem zusätzlichen 
Bundeszuschuss zum größten Teil aus den Rücklagen der gRV. Dies sei 
in Augen der Arbeitgeber falsch. 
Die Verbesserungen der EM - Rente seien als notwendig einzustufen. 
Jedoch solle die Zurechnungszeit nicht in einem Schritt angehoben 
werden, sondern analog zur Anhebung des Regelalters.73  
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4.3.3.4 Bundesagentur für Arbeit 
Die Bundesagentur für Arbeit sieht in dem diskutierten Thema der 
Frühverrentungswelle kein Problem. Die Arbeitnehmer hätten eine 
finanzielle Belastung, da ihnen weniger netto zur Verfügung stehen würde. 
Im Gegenzug würden die Arbeitgeber oftmals erfahrene Beschäftigte 
verlieren. Nach der Bundesagentur für Arbeit sollten bei der Anrechnung 
von Zeiten bei der 45-jährigen Wartezeit „besondere Härte aufgrund 
kurzzeitiger Unterbrechung durch Arbeitslosigkeit mit Bezug von 
Arbeitslosengeld, Zeiten der beruflichen Weiterbildung sowie Zeiten der 
Unterbrechung bei Kurzarbeit und Zahlungsunfähigkeit berücksichtigt 
werden.“74 
 
4.3.3.5 Deutsche Rentenversicherung  
Die Mütterrente wird von der RV nicht negativ bewertet. Fraglich sei 
jedoch, ob es nicht wichtigere Probleme im Rentenversicherungssystem 
zu lösen gäbe. Zudem sei die Finanzierung nicht richtig geregelt. 
Versicherte und Rentner würden den Großteil der Ausgaben tragen 
müssen, da die Steuerfinanzierung sehr gering kalkuliert ist.  
Aus Sicht der RV ist KEZ und deren Verbesserung eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe.  
Aus diesem Grund sei nur eine Steuerfinanzierung statt einer 
Beitragsfinanzierung gerechtfertigt. Durch die gewählte Finanzierungsart 
der Bundesregierung würde der demographisch bedingte 
Beitragssatzanstieg gravierend beschleunigt werden.  
Die Umsetzbarkeit, die der Gesetzesentwurf vorsieht, begrüßt die RV, da 
der Verwaltungsaufwand nicht überdimensional groß sei aufgrund der 
Pauschalberechnung statt Neuberechnung aller Bestandsrenten.75  
Die Umsetzung der Rente ab 63 wird allerdings problematischer gesehen. 
Die Zeiten der Arbeitslosigkeit zwischen 1978 und 2001 sowie 
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Krankheitszeiten bis zum 31.12.1983 können nicht maschinell als Zeiten 
mit oder ohne Beitrag erkannt werden und müssen deshalb von der 
Sachbearbeitung manuell ermittelt werden.76  
Des Weiteren sei bereits mit der Einführung der Altersrente für besonders 
langjährig Versicherte deutlich geworden, dass von dieser Altersrente vor 
allem Versicherte profitieren, deren Zahlbeträge stark über den 
durchschnittlichen Rentenzahlbeträgen lagen. Auch geht die RV, aus 
früheren Erfahrungen, von einer hohen Nachfrage aus und einer daraus 
resultierenden hohen Belastung der finanziellen Mittel.  
Außerdem sollte der abschlagsfreie Rentenzugang ab dem 63. Lebensjahr 
tatsächlich nur eine Übergangsregelung sein, da es für die RV von großer 
Bedeutung sei, die Anhebung der Altersgrenze auf das 67. Lebensjahr 
anzustreben.  
Die Verbesserungen für erwerbsgeminderte Personen werden als positiv 
und dringend notwendig gewertet. Im Jahre 2010 wären bereits 37 
Prozent aller Haushalte, in denen Personen mit dem Bezug einer EM - 
Rente lebten, von Armut betroffen gewesen. Zwei Jahre später mussten 
12 Prozent der EM - Rentner die Grundsicherung in Anspruch nehmen, da 
sie ihren Lebensunterhalt nicht bestreiten könnten.  
Problematisch sei die daraus resultierende fehlende Möglichkeit selbst 
private Vorsorge zu betreiben, so dass das Problem der Altersarmut für 
diesen Personenkreis besonders hoch sei. 
Aus diesem Grund wird der Erhöhung des Zahlbetrages um ca. 40 Euro 
durch Verlängerung der Zurechnungszeit und deren verbesserte 
Bewertung als erforderliche Maßnahme in Bezug zur Vermeidung von 
Altersarmut gesehen.77 
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Die RV fordert bereits mehrere Jahre eine Veränderung des Reha-
Budgets. Aus diesem Grund sind sie über dieses Vorhaben besonders 
erfreut.78 
Das zentrale Problem des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes sei, dass 
bis 2020 60 Milliarden Euro für die Verbesserung ausgegeben werden, die 
zum Großteil aus Beitragsmitteln finanziert werden. Die RV sieht daher 
das Problem, dass die finanziellen Ressourcen soweit aufgebraucht sind 
und dem Problem der Altersarmut aus Beitragsmitteln nicht mehr 
entgegen gewirkt werden könnte.79 
 
4.3.3.6 Sozialverband Deutschland 
Der Sozialverband betrachtet die Leistungsverbesserungen in der gRV 
positiv und sieht sie als dringend erforderlich an. Erfreulich sei, dass die 
Hälfte aller Rentenbezieher davon profitieren könnte. 
Die Rentenreformen von 2001 und 2004 sei für viele nicht erfüllbar 
geworden, so dass sie einen massiven Wertverfall ihrer Rente erleiden 
mussten. 
Allerdings sieht der Sozialverband einen größeren Handlungsbedarf als 
der, der durch das Leistungsverbesserungsgesetz erfüllt wird. Die RV 
müsse eine Rente auszahlen, die „den Lebensstandard im Alter absichere 
und damit gleichzeitig einen ergänzenden Bezug von bedarfsorientierten 
Grundsicherungsleistungen entbehrlich mache“.80 
Außerdem müsse der Aspekt der Vermeidung von Altersarmut in 
Leistungsverbesserungen berücksichtigt und umgesetzt werden.81 
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4.3.3.7 Katholische Frauengemeinschaft Deutschland 
Die katholische Frauengemeinschaft erfreut sich über die Ausweitung der 
KEZ. Die Erziehung von Kindern und dadurch resultierenden 
Lohneinbußen seien der Grund, dass die Einkommen von Frauen im Alter 
im Durchschnitt 60 Prozent geringer seien als bei Männern.82  
 
4.3.3.8 Die Wissenschaft 
Prof. Dr. Gerhard Bäcker ist der Meinung, dass die 
Leistungsverbesserungen im Grunde gut sind, da sie die Renten vieler 
Versicherten erhöhen werden. Jedoch bleibe die Absenkung des 
Rentenniveaus weiter bestehen, was auch dazu führe, dass die 
Zurechnungs- und KEZ geringer ausfallen würden. 
Die Rentenanpassungsformel führe dazu, dass auch diejenigen nicht von 
den Verbesserungen profitieren, die zusätzliche Ausgaben finanzieren 
würden. 
Prof. Dr. Eckart Bomsdorf sieht die Verbesserung der EM - Rente sowie 
die Mütterrente als positive Maßnahme an. Jedoch stellt er die 
Finanzierung der Mütterrente in Frage. 
Die abschlagsfreie Rente ab dem 63. Lebensjahr sowie die 
demographische Komponente bei Reha - Leistungen seien eher negativ 
zu bewerten. Die Rente ab dem 63. Lebensjahr würde seiner Meinung 
nach den Gleichheitsgrundsatz und das Äquivalenzprinzip der DRV 
gefährden.83 
Auch Klaus Stierfermann begrüßte die Verbesserung der EM - Renten. 
Diese Leistung würde vermeiden, dass die Zahl derer zunimmt, die auf 
Grundsicherung angewiesen sind.  
Aus seiner Sicht müssten die Beiträge zur gRV steigen. Zudem würden 
die späteren Leistungen sinken, wodurch die Versicherten, die Beiträge 
bezahlen, doppelt belastet würden.  
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Prof. Dr. Welti sieht durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz nur 
wenige besser gestellt. Des Weiteren würde vor allem der Gesichtspunkt 
der Leistungsgerechtigkeit berücksichtigt, weniger der der 
Bedarfsgerechtigkeit.  
Kranke Personen sowie wechselhafte Erwerbsbiographien können 
weniger profitieren als männliche Versicherte mit hohen Anwartschaften. 
 
Abb.7: Auswertung Anhörung Sachverständiger 
 
Mütterrente Rente ab 63 Reha EM-Rente 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
    
Arbeitnehmerkammer Bremen 
    
Bundesvereinigung Dt. AGV 
    
Bundesagentur für Arbeit 
    
Rentenversicherung 
    
Sozialverband Deutschland 
    
Katholische Frauengemeinschaft 
    
Wissenschaft 
    
Quelle: eigene Darstellung, rot = negativ oder Verbesserungen erwünscht, grün= komplette Zustimmung, weiß= 
keine Aussage 
 
Anhand der Graphik lässt sich erkennen, dass der Gesetzesentwurf 
grundsätzlich als positiv bewertet wurde. Allerdings konnten nicht alle 
Beteiligten des Sachverständigerrates dem Gesetzesentwurf wie er zu 
diesem Zeitpunkt vorlag zustimmen, sondern äußerten Kritikpunkte auch 
wenn sie die Verbesserungen innerhalb der gRV als dringend erforderlich 
gesehen haben.  
 
4.3.4 Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Am 21.05.2014 hat der Ausschuss für Arbeit und Soziales den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung in seiner 13. Sitzung abschließend 
diskutiert. 
Es wurden folgende Änderungen vorgenommen: In der Altersrente ab 63, 
um eine Frühverrentungswelle zu vermeiden, „werden Zeiten des Bezugs 
von Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung dann nicht 
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berücksichtigt, wenn sie in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn 
liegen“.84 Freiwillige Beiträge werden angerechnet, sofern 18 Jahre 
Pflichtbeiträge vorhanden sind. Nicht anrechenbar sind freiwillige Beiträge, 
wenn sie zwei Jahre vor Rentenbeginn neben einer Anrechnungszeit 
wegen Arbeitslosigkeit gezahlt wurden.85 
Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf für mit der Haushaltslage 
des Bundes vereinbar.86 
 
4.3.5 Zweite Lesung 
Am 23.05.2014 fand im deutschen Bundestag die zweite Lesung des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes statt.  
Die Bundestagsabgeordnete Andrea Nahles sah den Kern des 
Rentenpaketes darin, dass die Versicherten davon profitieren, „die den 
Wohlstand des Landes geschaffen haben“.87 Die CDU/CSU begrüßten vor 
allem die Mütterrente, da sie auf Initiative der CDU umgesetzt wurde. 
Peter Weiß vertrat die Meinung, dass die Finanzierung der Mütterente 
keine Beschädigung des Rentensystems sei. Auch rechtfertigte er die 
zusätzlichen Ausgaben der Reha-Leistungen, sie würden das 
Erwerbsleben bis zum 67. Lebensjahr ermöglichen. Des Weiteren wird 
deutlich, dass die CDU an dem Konzept der Altersrente ab dem 67. 
Lebensjahr festhalten will. Die Verbesserungen der Altersrente für 
besonders langjährig Versicherte sollten bis 2029 wieder rückgängig 
gemacht werden. Dr. Peter Tauber, CDU, merkte an, dass laut einer 
Bewertung des DIW besonders niedrigere und mittelhohe Renten von der 
Mütterrente profitieren könnten.88  
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Die Linken erläuterten durch ihren Sprecher Matthias Birkwald, dass sie 
sich von der Abstimmung des Gesetzesentwurfs enthalten werden. „Das 
Rentenpaket ist viel zu gut, um es abzulehnen und viel zu schlecht ist, um 
zuzustimmen.“89 
In ihren Änderungsanträgen hatten sie bereits aufgeführt, was aus Sicht 
der Fraktion die Linke zu bemängeln war. Außerdem hatten sie die neu 
hinzu gekommene Regelung der Arbeitslosigkeitszeiten zu beanstanden. 
Die Arbeitslosigkeitszeiten sollen zwei Jahre vor Eintritt der Altersrente 
nicht angerechnet werden. Dieser Stichtag sollte nach Auffassung der 
Linken nicht eingeführt werden, sondern diese Zeiten seien ebenfalls 
anzurechnen.90 
Bündnis 90 / Die Grünen sah das Problem der Altersarmut in den 
nächsten Jahren als steigend an. Die Regierung würde die „Überschüsse 
der Rentenkasse nicht für eine armutsfeste Garantierente zurücklegen.“91 
Durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz würden neue 
Ungerechtigkeiten geschaffen werden, da insgesamt nur 15 Jahrgänge mit 
einer relativ lückenlosen Erwerbsbiographie von den Verbesserungen der 
Altersrente für besonders langjährig Versicherte profitieren würden. Die 
Mütterrente wurde auch von Bündnis 90 / Die Grünen als erforderlich 
angesehen. Jedoch wäre die Finanzierung Wahlbetrug, da die 
Versicherten den Großteil aus ihren Beiträgen selber finanzieren müssten.  
Das RV-Leistungsverbesserungsgesetz würde auch die Zukunft und 
Nachhaltigkeit des gesetzlichen Rentensystems in Frage stellen und nicht 
fördern.92 
Stephan Stracke, CSU, prophezeite eine Beitragssatzstabilität in der 18. 
Legislaturperiode. 
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Wie die CDU ist auch ihr Koalitionspartner SPD von dem 
Leistungsverbesserungsgesetz und dessen Umsetzung überzeugt. Sie 
wollten laut Dr. Carola Reimann, dass sich Rentengesetzgebung an den 
individuellen Bedürfnissen der Menschen orientiert und somit die äußeren 
Umstände erleichtern, so dass jeder den für sich am besten geeigneten 
Übergang in die Altersrente aussuchen kann.93  
Michael Gerdes, SPD, legte dar, dass es wichtig sei, ein gutes 
Gleichgewicht zu halten. Die Menschen, die momentan eine Rente 
beziehen, müssten ihren Lebensunterhalt davon bestreiten können. Die 
Beiträge müssten im Gegenzug für alle Beitragszahler finanzierbar 
bleiben. Dieses Prinzip würde durch das RV - 
Leistungsverbesserungsgesetz eingehalten werden.94  
Zu Ende der 2. Lesung  wurde über die Änderungsanfragen, die bereits in 
der Arbeit erläutert wurden, abgestimmt. Die Linken forderte eine 
namentliche Abstimmung. Alle Änderungsanträge wurden mit Mehrheit 
abgelehnt. Der Gesetzesentwurf des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes der Bundesregierung wurde letztlich mit 
den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der 
Bündnis 90 / Die Grünen und mit Enthaltung von den Parteimitgliedern der 
Partei angenommen.95  
 
4.3.6 Dritte Lesung 
Die Regierungsparteien CDU/CSU und SPD haben eine namentliche 
Abstimmung gewünscht.  
Dem Gesetzesentwurf haben 460 Stimmen zugestimmt (Union, SPD), 64 
Stimmen (Bündnis 90/die Grünen) lehnten den Entwurf ab und 60 
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Stimmen (die Linke) haben sich enthalten.96 Somit wurde der 
Gesetzesentwurf mit Mehrheit angenommen. 
 
4.3.7 Bundesrat:  
Der Bundesrat diskutierte am 13.06.2014 in seiner 923 Sitzung über den 
abschließenden Entwurf des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes.97 Da 
das Gesetz nicht der Zustimmung des Bundesrates bedurfte wurde die 
Frage thematisiert, ob es notwendig sei, einen Antrag gemäß Artikel 77 
Absatz 2 Grundgesetz zu stellen.98  
Die Bundesländer stimmten den Vorhaben der Bundesregierung zu und 
sprachen sich alle für die Leistungsverbesserungen aus.  
Die Vermeidung von Altersarmut wird von der Ministerpräsidentin Kramp-
Karrenbauer (Saarland) und der Sozialministerin Haderthauer (Bayern) 
besonders in den Verbesserungen der Mütterrente gesehen. Laut Kramp-
Karrenbauer würden von der Mütterrente vor allem Mütter mit niedrigen 
Rentenzahlbeträgen profitieren und ihnen würde die größte 
Rentenerhöhung der letzten Jahre zu Gute kommen. Haderthauer sieht 
die Mütterrente in ihrem Bundesland Bayern besonders für den weiblichen 
Bevölkerungsanteil als wichtige Maßnahme zur Altersarmutsbekämpfung. 
Deshalb erblickt sie deren Finanzierung auch als unproblematisch und 
gerechtfertigt. Ihrer Meinung nach würde dadurch der Anteil der aus 
Steuermittel finanzierten Grundsicherungsanspruchsberechtigten nicht 
weiter steigen und somit die Gesamtbevölkerung nicht zusätzlich 
belasten.99 Auch Ministerpräsident Sellering (Mecklenburg-Vorpommern) 
sieht Maßnahmen zur Armutsbekämpfung als dringend erforderlich an. Er 
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hofft auf weitere Vorhaben der Bundesregierung um dieses Problem zu 
lösen.100  
Auf Grund der allgemeinen Zustimmung der einzelnen Bundesländer und 
der deutlichen Aussprache für das RV-Leistungsverbesserungsgesetz sah 
der Bundesrat eine Einberufung des Ausschusses nicht als notwendig an. 
Somit war eine Weiterleitung an den Bundespräsidenten zur 
Unterzeichnung möglich, sowie die unveränderte Verkündung des 
Gesetzes und dessen in Kraft treten zum 01.07.2014.101  
 
4.3.8 Sicht Versicherte 
Die Versicherten aus allen Altersgruppen begrüßen das Rentenpaket der 
Bundesregierung.  
Laut einer Umfrage im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales wurden 1000 Versicherte telefonisch befragt. 
Abb.8: Sichtweise Versicherte Mütterrente 
Mütterrente
 
Quelle:http://www.rentenpaket.de/rp/DE/Service/So-denkt-Deutschland/so-denkt-deutschland-ueber-das-
rentenpaket.html [10.04.2015] 
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Abb.9: Sichtweise Versicherte Erwerbsminderungsrente 
Erwerbsminderungsrente
 
Quelle:http://www.rentenpaket.de/rp/DE/Service/So-denkt-Deutschland/so-denkt-deutschland-ueber-das-
rentenpaket.html [10.04.2015]. 
Abb.10: Sichtweise Versicherte Rente ab 63 
Rente ab 63
 
Quelle:http://www.rentenpaket.de/rp/DE/Service/So-denkt-Deutschland/so-denkt-deutschland-ueber-das-
rentenpaket.html [10.04.2015]. 
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Aus den oben aufgezeigten Graphiken geht eine überwiegende 
Zustimmung in allen Bevölkerungsschichten hervor.  
Die Mütterrente wird insgesamt von 83 Prozent der Befragten befürwortet. 
Verbesserungen der Altersrente für besonders langjährig Versicherte 
werden von 78 Prozent der Befragten als positiv bewertet sowie die 
Erwerbsminderungsrente die mit insgesamt 77 Prozent der Befragten auf 
Zustimmung stößt.102  
 
4.3.9 Umsetzung des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes:  
Bereits in den ersten beiden Monaten nach Einführung des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes wurden 85000 Renten für besonders 
langjährig Versicherte ab dem 63. Lebensjahr beantragt.103Die 
Bundesregierung muss ab dem Jahr 2018 in ihrem 
Rentenversicherungsbericht über die Auswirkungen dieser Rentenart 
Bericht abgeben und evaluieren. 
Von der Mütterrente konnten 9.5 Millionen Versicherte profitieren.104 Aus 
diesem Grund war es nicht möglich, die Mütterrente direkt zum 
01.07.2014 umzustellen. Die Bestandsrentner bekamen ein 
Rundschreiben, in dem sie darauf hingewiesen wurden, dass die 
Berücksichtigung des zusätzlichen persönlichen Entgeltpunktes bis 
spätestens Ende des Jahres 2014 durchgeführt werden könnte. Bei den 
Bestandsrenten wurde eine pauschale Anrechnung durchgeführt, um den 
Verwaltungsaufwand zu minimieren. Hierbei spielten Veränderungen der 
tatsächlichen Umständen in den Kalendermonaten 13-24 keine Rolle, 
sondern sollte ein Versicherter KEZ für die ersten 12 Kalendermonate in 
seinem Versicherungskonto gespeichert haben, wurde ihm der zusätzliche 
Entgeltpunkt ohne weitere Überprüfung gutgeschrieben. Den zusätzlichen 
Entgeltpunkt bekamen die Berechtigten ab dem 01.07.2014 rückwirkend, 
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was in vielen Fällen zu einer Rentensteigerung führte. Erstmals hatten 
auch Frauen einen Anspruch auf Altersrente, die die 
Anspruchsvoraussetzungen vorher nicht erfüllt hatten, da sie bspw. drei 
Kinder erzogen haben aber sonst keine weiteren rentenrechtlichen Zeiten 
zurückgelegt haben. Für diesen Personenkreis wurde durch die 
eingeführte Mütterrente ermöglicht, freiwillige Beiträge zu zahlen, wenn sie 
durch die hinzugekommene KEZ ein Entgeltpunkt gutgeschrieben 
bekommen hätten, allerdings weniger als drei Kinder erzogen haben und 
somit die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren nicht erfüllt hatten.105 
Somit konnte eine Absicherung in der gRV auch für diesen Personenkreis 
ermöglicht werden, um dem Risiko der Altersarmut einen Schritt entgegen 
zu wirken. Versicherte, die noch keine Rente bezogen haben, bekamen 
ein weiteres Jahr KEZ in ihrem Konto gespeichert. Daher wird diese Zeit in 
der Rentenberechnung berücksichtigt und es erfolgt keine pauschale 
Anrechnung. 
Von der verbesserten Regelung der EM - Renten konnten die 
Bestandsrentner nicht profitieren. Die Gesetzesänderungen fanden zudem 
bei der Weitergewährung von Zeitrenten keine Anwendung. Erst bei einem 
Rentenbeginn ab dem 01.07.2014 kamen die Neuregelungen den EM - 
Rentnern zu Gute. Im Durchschnitt erhält dieser Personenkreis, bei der 
Verlängerung der Zurechnungszeit um zwei Jahre, einen erhöhten 
Rentenzahlbetrag von 40 Euro.106 
Die RV hat aufgrund der hohen Nachfrage und Klärungsbedarfe aus Sicht 
der Versicherten einen starken Mehraufwand zu leisten, der immer noch 
anhält. Damit die Anträge so schnell wie möglich bearbeitet werden 
konnten, musste die komplette EDV an die Neuregelungen angepasst 
werden. Aufgrund der hohen Rückfragenquote der Mütterrente hat die 
DRV Baden-Württemberg  eine Informationshotline eingerichtet, um die 
                                            
105Vgl. Ulrich Pott, Leistungsverbesserungen in der Rentenversicherung, in: Kompass 
(Zeitschrift Deutsche Rentenversicherung Knappschaft Bahn See), 24. Jahrgang, 7-8 
2014, S. 10-16, S.11. 
106
 Vgl. Sylvia Dünn, Rainer Stosberg, Das „Rentenpaket“ – Rückblick und Vorausschau, 
in: RVaktuell 06/2013, S. 119- 126, S. 123. 
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Sachbearbeitung zu entlasten.107 Die Anrechnung der 
Arbeitslosigkeitszeiten bei der Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte musste manuell von der Sachbearbeitung ermittelt werden. 
Ein Problem stellten Arbeitslosigkeitszeiten dar, die in fortschreitender 
Vergangenheit lagen. Die benötigten Nachweise sind weder in den 
Archiven der Krankenkasse noch bei den Arbeitsagenturen vorhanden. 
Resultierend daraus ist man auf die Mithilfe der Versicherten verstärkt 
angewiesen.108 
Die DRV ist zurzeit finanziell sehr gut aufgestellt. Allerdings ist absehbar, 
dass die Nachhaltigkeitsrücklagen durch die starke finanzielle Belastung 
der Mütterrente und der Rente für besonders langjährig Versicherte in den 
nächsten Jahren aufgebraucht sein wird und das Minimum von 0,2 
Monatsausgaben laut Prognose der DRV Schwaben bereits 2019 erreicht 
haben soll. 109 
Jedoch kann eine konkrete Aussage der finanziellen Auswirkungen des 
Rentenpakets noch nicht getroffen werden, da das Gesetz von zu kurzer 
Dauer in Kraft ist. 
 
5 Fazit  
Aufgrund der Bildung einer großen Koalition konnten die Versicherten 
sowohl von den Wahlprogrammen der SPD als auch der CDU profitieren. 
Hätte die CDU in der Bundestagswahl die absolute Mehrheit erreicht, wäre 
ein Gesetz wie das RV-Leistungsverbesserungsgesetz 
höchstwahrscheinlich nicht in Kraft getreten.  
Das RV-Leistungsverbesserungsgesetz brachte vielen Versicherten 
Leistungsverbesserungen. Allerdings bleibt fraglich, ob diese 
Leistungsverbesserungen eine Sicherung gegen Altersarmut waren oder 
                                            
107http://www.deutsche-
rentenversicherung.de/BadenWuerttemberg/de/Inhalt/4_Presse/medieninformation/01_Pr
essemitteilungen/Servicetelefon-Muetterrente-PM.html 
108
 Vgl. Ulrich Pott, Leistungsverbesserungen in der Rentenversicherung, in: Kompass 
(Zeitschrift Deutsche Rentenversicherung Knappschaft Bahn See), 24. Jahrgang, 7-8 
2014, S. 10-16, S.14. 
109http://www.deutsche-
rentenversicherung.de/Schwaben/de/Inhalt/4_Presse/02_Medieninformationen/01_press
emitteilungen/Schwaben/2014/Haushalt_2015.html [30.03.2015]. 
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tatsächlich nur eine bessere Anerkennung der Lebensleistung erreicht 
wurde. 
Die CDU sah, wie bereits aufgeführt, die Ausweitung der Mütterrente als 
Mittel zur Armutsbekämpfung. Jedoch muss hier angemerkt werden, dass 
dies in vielen Fällen nicht der Fall ist. Personen, die besonders bedürftig 
sind und deshalb Grundsicherung beziehen müssen, um ihren 
Lebensunterhalt zu finanzieren, können von dem zusätzlichen Zahlbetrag 
nicht profitieren, da die Mütterrente auf die Grundsicherung angerechnet 
wird. Auf Grund dessen hat dieser Personenkreis denselben Zahlbetrag 
wie zuvor zur Verfügung. Somit hat die Mütterrente für diesen besonders 
bedürftigen Personenkreis ihr Ziel verfehlt.  
Jedoch muss erwähnt werden, dass manche Frauen aufgrund der 
Mütterrente erstmals einen Anspruch auf eine Rente der gRV haben. Die 
Höhe der Rente ist abhängig von der Anzahl der Kinder. Hat eine Frau 
zwei Kinder erzogen und ein Jahr den Mindestbeitrag an freiwilligen 
Beiträgen nachbezahlt, erhält sie eine monatliche Altersrente von 119 
Euro. Bedauerlich ist allerdings, dass die Steigerung der 
Versichertenrente sich negativ auf die Hinterbliebenenrente auswirken 
kann, sofern sie den Freibetrag von 755 Euro  übersteigt. Daraus ergibt 
sich, dass Bezieher einer Hinterbliebenenrente in vielen Fällen auch nicht 
von der Mütterrente profitieren.110  
Die abschlagsfreie Altersrente ab dem 63. Lebensjahr konnte bereits ab 
dem 65. Lebensjahr im Jahre 2012 in Anspruch genommen werden. Aus 
der Erfahrung der letzten Jahre ist ersichtlich, dass besonders Personen 
von dieser Rente profitierten, die ohnehin einen Anspruch oberhalb der 
Armutsgrenze hatten. Im Jahr 2013 betrug der durchschnittliche 
monatliche Zahlbetrag in den alten Bundesländern 1420 Euro, sowie in 
den neuen Bundesländern 1128 Euro.111 Somit konnte in der 
                                            
110Vgl. Das Rentenpaket Fragen und Antworten, Sonderinformation der Deutschen 
Rentenversicherung Sicherheit für Generationen, S.11.  http://www.deutsche-
rentenversicherung.de/cae/servlet/contentblob/359156/publicationFile/67271/rentenpaket
_fragen_und_antworten.pdf  
111Vgl. Deutsche Rentenversicherung in Zeitreihen, Oktober 2014, Deutsche 
Rentenversicherung Bund, S.201.  
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Vergangenheit auch die Altersrente ab 63 nicht als Maßnahme gegen 
Altersarmut gesehen werden. Allerdings werden durch die Anrechnung 
der Arbeitslosigkeitszeiten sowie freiwillige Beiträge weitere Versicherte 
einen Anspruch haben, die diesen in der Vergangenheit nicht hatten.  
Besonders Selbstständige können nun profitieren. Aus diesem Grund wird 
das Problem der Altersarmut besser verhindert als vor der neuen 
Gesetzesregelung.  
Die Verbesserungen der EM - Rente waren dringend erforderlich, da der 
Zahlbetrag einer monatlichen Rente im Jahr 2013 durchschnittlich bei 699 
Euro lag und seit 2001 konstant gesunken ist.112 Durch die 
Leistungsverbesserungen erhält ein EM - Rentner durchschnittlich 1,5 
Entgeltpunkt mehr, was eine Rentensteigerung von 40 Euro ausmacht.113 
Daraus kann man schßließen, dass diese Verbesserung definitiv zu einem 
Teil zur Armutsvermeidung beigetragen hat.  
Die Ausweitung des Reha - Budgets kann meiner Meinung nach auch als 
Ansatz der Armutsvermeidung gesehen werden. Viele Versicherte 
profitieren von der Demographie Komponente, da eine größere Anzahl an 
Reha Maßnahmen bewilligt werden können. Aus diesem Grund kann eine 
EM besser vorgebeugt werden und die Versicherten können ihren alten 
Arbeitsplatz behalten. Daraus kann eine win - win Situation gezogen 
werden. Die Rentenanwartschaften können weiter steigen und die gute 
finanzielle Situation der Menschen, die einer EM entgehen, bleibt erhalten. 
Des Weiteren sind diese Versicherten aufgrund des höheren Einkommens 
besser in der Lage private Vorsorge zu betreiben um im Alter besser 
abgesichert zu sein. 
Die Bundesregierung hat zum 01.01.2015 einen gesetzlichen  Mindestlohn 
von 8,50 Euro eingeführt. Diese Maßnahme war aus meiner Sicht 
dringend erforderlich und trägt definitiv dazu bei, die Situation der heute 
                                            
112Vgl. Deutsche Rentenversicherung in Zeitreihen, Oktober 2014, Deutsche 
Rentenversicherung Bund, S.204.  
113http://www.wirtschaftsdienst.eu/archiv/jahr/2015/13/das-rentenpaket-2014-eine-
oekonomische-beurteilung/ [01.04.2015]. 
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Erwerbstätigen im Niedriglohnsektor zu verbessern, um spätere 
Altersarmut vorzubeugen und zu vermeiden. 
Außerdem wurde im Koalitionsvertrag eine solidarische 
Lebensleistungsrente von 850 Euro monatlich beschlossen, die im Jahre 
2017 eingeführt werden soll. Ziel dieser Rente ist eine bessere 
Absicherung von Versicherten mit einer geringen Rente. Das Problem der 
Altersarmut könnte durch diese Altersrente behoben werden. Allerdings ist 
durch die Finanzierung des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes der 
finanzielle Spielraum der RV laut der DRV Schwaben stark begrenzt. Sie 
sind der Meinung, dass die Nachhaltigkeitsrücklage bereits im Jahr 2019 
auf die Untergrenze von 0,2 Monatsausgaben abschmelzen wird. Sollte 
das tatsächlich der Fall sein, sind weitere Maßnahmen auf 
Finanzierungsbasis der gRV nicht möglich. Die Finanzierung müsste 
komplett aus Steuermitteln stattfinden, um die Liquidität der RV nicht zu 
gefährden. Die weitere Voraussetzung der privaten Altersvorsorge ist 
allerdings im Bezug zum bedürftigen Personenkreis in Frage zu stellen. 
Die Versicherten, die von dieser Altersrentenaufstockung profitieren 
würden, da ihr Rentenzahlbetrag unter 850€ liegt, hatten meist nicht die 
Möglichkeit während ihrer Erwerbstätigkeit privat vorzusorgen. Somit 
hätten sie die Voraussetzungen nicht erfüllt und könnten diese 
Altersrentenaufstockung nicht in Anspruch nehmen. Allerdings bleibt 
abzuwarten, in wie weit die Bundesregierung diese Aufstockung in der 
aktuellen Legislaturperiode umsetzten wird. Der Ansatz ist meiner 
Meinung nach richtig, Menschen mit einem geringen Zahlbetrag zu 
unterstützen, allerdings müsste der Aspekt der privaten Vorsorge noch 
einmal im Hinblick auf den bedürftigen Personenkreis betrachtet werden.  
Im Jahr 2013 stieg der Anteil der Bezieher von Grundsicherung 
deutschlandweit um 7,4% im Gegensatz zu 2012.114 Daran ist ersichtlich, 
dass das Problem der Altersarmut bereits heute fortgeschritten ist, obwohl 
die heutigen Rentner von der guten wirtschaftlichen Situation besser als 
alle anderen Jahrgänge vor und nach ihnen profitieren können. Deshalb 
                                            
114https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2014/11/PD14_
384_221.html [02.04.2015]. 
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sollte bei einer Umsetzung der solidarischen Lebensleistungsrente 
besonders auf diesen Personenkreis eingegangen werden.  
Problematisch ist auch, dass die Berechnungen des Rentenniveaus und 
des Beitragssatzes nur bis 2030 ausgeführt wurden. Aus den bis dahin 
ergeben Berechnungen kann meines Erachtens nach allerdings 
geschlossen werden, dass das Rentenniveau weiter absinken wird. In den 
2030er Jahren werden die Versicherten der geburtenstarken Jahrgänge, 
der sogenannten Babyboomer, eine Altersrente beziehen. Es werden 
aufgrund der demographischen Entwicklung in Deutschland immer 
weniger Beitragszahler die Altersrenten finanzieren müssen. Eine 
Prognose in wie weit die Zuwanderung diesem Phänomen entgegen 
wirken kann, kann nicht getroffen werden.  
Aus diesem Grund bin ich der Auffassung, dass es wichtig ist, sich 
frühzeitig um die eigene Absicherung im Alter zu kümmern. Eine gute 
schulische Ausbildung und die Inanspruchnahme der Bildungsförderung 
der Bundesregierung kann dazu beitragen, eine hohe Qualifikation zu 
erlangen. Diese Versicherten erzielen aufgrund ihres hohen 
Bildungsabschlusses oft ein höheres Einkommen, zahlen hohe Beiträge 
und sind auch flexibler einsetzbar, da sie über mehr Fachwissen verfügen. 
Auf Grund dessen ist es möglich einem Einkommensverlust resultierend 
aus einer EM entgegen zu steuern. Des Weiteren ist es notwendig private 
Vorsorge zu betreiben, da nach den Änderungen der Rentenreform 2001 
sowie 2004 nicht mehr allein auf die gRV als Altersvorsorge gebaut 
werden kann.  
Somit lässt sich abschließend feststellen, dass man in finanziell starken 
individuellen Perioden gezielt seine Altersvorsorge verbessern soll, um 
Notlagen wie Arbeitslosigkeit oder finanzielle Engpässe ausgleichen zu 
können.  
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